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Die Fortsetzung der Länderkonkerenz
Roch keine Beschlüsse

WTB . Berlin , 18 . Jan . (Tel . ) Die Konferenz der Mi -
nisterprästdeuten der Länder nahm heute vormittag 19 Uhr
die Beratungen wieder auf , und zwar begannen sie sofort mit
de« Referat über den dritten Punkt der Tagesordnung der
die Probleme der « erwaltungsreform umfaßt .
Ursprünglich war in Aussicht genommen, daß man sich zunächst
mit der angekündigte« Verlautbarung beschäftigen wollte, die
die Resultate der Konferenz über Re Fragen deS Verhältnisses
zwischen Reich und Ländern und der Möglichkeit von Sparmaß¬
nahmen umschreiben soll . Das Redaktionskomitee zur Form «,
lierung dieser Verlautbarung , das heute vormittag um 9 Uhr
zusammentrat , hatte den Text aber noch nicht so weit fertig¬
gestellt, daß die Beratung darüber im Plenum schon beginnen
konnte. Deshalb mußte der dritte Punkt voraufgestellt werden .

*
M . Berlin , 18. Jan . (Priv . - Tel . ) Die Länderkonfrrenz

Lat gestern abend beschlossen, in einer Resolution ihr«
eigenen Auffassungen zusammenzufassen . über die Formulie¬
rung ist «och heute vormittag beraten worden, vorläufig liegt
sie der Öffentlichkeit nicht vor. Man war einstimmig der An¬
sicht, daß, vom Standpunkt der Länder aus gesehen, das bis¬
herige Verhältnis zum Reich nicht auf die Dauer
tragbar ist . Jufolgedeffen will man Änderungen ver¬
suchen . In welcher Richtung diese gehen, ist bei der sehr ver¬
schiedenen Einstellung noch nicht abzusehe« . Man will ferner
eine Kommission eiusetzen, wofür ja, wie an anderer
Stelle mitgeteilt , zwei Borschläge vorliegen . Der eine will
eine« besonderen Ausschuß, der andere eine« ReichsratSauS -
schutz , denen ja die Staatspräsidenten ohne weiteres als Mit -
Glieder angehiiren würde« . Rach Zettungsmeldungen will man
aber einen zwetten Ausschuß gründe «, der die Fi nanzfrage
in die Weg« letten soll. Soviel wir wissen , hat man de» Ge-
dauken, Reichsländer zu schaffen, mit aller Entschiede«,
heit abgelehnt . Auch will « an keiae Trilliisungen versuche«.
ES scheint , al» ob man t« der Frage der Enklave « und
Exklave « sich dahin geeinigt hat, den Austausch der
Länder untereinander durch Vermittlung de» Reichs zu be¬
fürworten .

Ptseator/Wilhelm II.
WTB . Berlin , 18. Jan . (Tel .) Die Berufung Erwin PiS -

eators gegen die von Wilhelm ll . erwirkte einstweilige Ver¬
fügung , derzufolae die Person des ehemaligen Kaisers in dem
Stück „Rasputtn " nicht auf die Bühne gebracht werden darf ,
wurde heute kostenpflichtig abgewiesen. Der Vorsitzende er¬
klärte in der Begründung , daß das Recht am eigenen Bilde
auch auf die Bühnendarstellung anzuwenden sei .

Stabilisierung in de» Tschechoslowakei
WTB . Prag , 18. Jan . (Tel . ) Die Finanzverwaltung bereitet ,

wie das „Prager Tagblatt " meldet, die Stabilisierung de» tsche¬
choslowakischen MünzsystemS vor . Das gesamte Kontingent
von Kleinmünzen soll mit insgesamt 600 Millionen Kronen
bemessen werden . Die Emmission wird sich nach dem prak¬
tischen Bedarf richten. Ms stabilisierter Metzwert wird die
Krone gelten . Die Zweihellerstücke sollen einaezogen und die
Fünfkronenstücke gegen neue umgetauscht werden . Die Zehn-
kronenmünze soll als Jubiläumsmünze herauskommen . Der
französischen und der italienischen Regierung gegenüber wurde
die Bereitwilligkeit ausgesprochen, die Verhandlungen mtt die -
sen beiden Staaten über me Konsolidierung der Schulden auf¬
zunehmen . Die Regierungen werden ersucht, den Termin an¬
zugeben, wann die Besprechungen ausgenommen werden kön¬
nen.

Krawalle in Rumänien
WTB . Budapest, 18. Jan . (Tel . ) Nach einer Bläitermeldung

aus Bukarest begann gestern vor dem Militärgericht in Jasih
der Prozeß gegen sechs Studenten , die der Teilnahme an der
Verwüstung der Synagoge in Jasih beschuldigt sind. Nachdem
die Behörden Maßnahmen zur Wahrung der Ruhe in der
Stadt getroffen hatten , kam es in der verflossenen Nacht zu
größeren Krawalle », weil vier aus Budapest eingetroffene Stu¬
denten die jüdischen Passanten angriffen und blutig schlugen.

Der Krieg gegen das russische Grd - l
dl . Berlin , 18. Jan . (Priv . -Tel . ) Die Rohal Dntch Eh.

hat die Kampfansage des Standard -ÖltrustS angenommen .
Der Präsident erklärte , die Rohal Dntch würde solange gegen
die Standard -Oil kämpfen, wie diese gestohlenes russisches Öl
«ach andern Ländern verschiffen werde. In diesem Zusam¬
menhang ist sehr bemerkenswert , daß — wie a«8 London
gemeldet wird — die finnisch « Regierung bereits die
Beschlagnahme alles Öls russischer Herkunft angeordnet hat .

ReichSaußenminifter l)r. Streseman « wird in der ersten
Februarhälfte einen längeren Urlaub antreten , um seine Ge¬
sundheit zu kräftigen . Sein Gesundheitszustand erlaubt es
ihm auch nicht , wie vorgesehen» am 25 . Januar die Festrede
auf der Reichsgründungsfeier der Deutschen Volkspartei zu
halten . Die Veranstaltung ist deshalb abgesagt worden.

Letzte Nachrichten
Die Nscdkolgerscdskt Gehlers

WTB . Berlin , 18. Ja «. (Tel .) Die Frage der Neu¬
besetzung des Reichswehrmink st erpostenS ist
durch die Inanspruchnahme der Reichsregirrung durch di«
Ländrrkonferenz in den letzte« Tagen nicht weiter gekommen.
Wie das Nachrichtenbüro des BDZ . dazu hört, soll jedoch diese
Frage einer beschleunigten Klärung entgegengebracht werde».
Reichskanzler Di. Marx empfing heute den Reichswehr -
minister G e tz l e r und den Chef der Heeresleitung , General
Heye . Der Reichskanzler wird seine Besprechung mit de«
Parteiführer » unmittelbar wieder aufnehmen . Die Frage , ob
der Posten des Reichswehrminrsters endgültig neu besetzt wird
oder ob ein KabtnettSmitglied die interimistische Lettnng über¬
nimmt , scheint noch immer offengelaffen. General G r » e n e r
steht weiter als Kandidat im Vordergrund .

Die Frage der Pensionen
M . » « t i l n , 18. Jan . (Priv. -Tel .) Der Haushalt » « « S-

schuß des Reichstags hat bei dem Etat für die Ber -
forgungS. und Ruhegehälter mit 11 gegen 9 Stimme « eine
sozialdemokratische Entschließung angenommen , wonach
Höchst Pensionen festgesetzt werden, oder bei hohem Ar¬
beitseinkommen eine Verminderung der Pensionen eintritt ,
ferner einen Zentrumsantrag , der die Borlage eine » Pen¬
sionsgesetzes für alle politischen Beamten , nicht nur für
die Minister fordert , schließlich noch einen dentschnationale »
Antrag auf Erhöhung der Pensionen für die KriegSveterane «
von 1879 .

Kein Wiener Besuch des Reichspräsidenten
WTB . Berlin , 18. Jan . (Tel . ) Zu der Meldung der „Wie¬

ner Volkszeitung ", daß gleichzeitig mit Di Streseman » auch
Reichspräsident von Hmdenbnrg zur Schubertfeier der Stadt
Wien nach Wien reisen wird, erfahren wir, daß diese Meldung
in keiner Weise den Tatsachen entspricht.

Das Liqnidationsschädenschlntzgesetz
BDZ . Berlin , 18. Jan . (Tel . ) Im Entschädigungsausschuß

des Reichstages betonte bei Beratung des Liquidationsschäden -
gesetzeS Reichsfinanzminister Di Köhler die Notwendigkeit
einer endgültige« Schlußregelnng an Stelle der bisherigen
Notlösungen.

ES müsse endlich Sicherheit in die Haushaltsgestaltung ge¬
bracht werden. Wer den vorliegenden Entwurf bestehe völlige
Übereinstimmung zwischen Reichsregierung und Reichsrat in
allen Punkten . Der Minister ging dann auf die vorgesehenen
Entschädigungssätze ein und suchte nac^ utreisen , daß die Fi¬
nanzlage deS Reiches eine Erhöhung über die Sätze der Vor¬
lage hinaus nicht gestatte. Aus den gleichen Gründen verbiete
sich auch eine Erweiterung des Kreises der Entschädigungs¬
berechtigten. Ebenso unmöglich wie die Erhöhung der Gesamts
entschädigung sei die Erhöhung der einzelnen Jahreszahlungen .
Der demokrattsche Antrag , der 100 Millionen Reichsmark für
dt« Bevorschussungbereitstellen will, sei für die Regierung un¬
annehmbar . Zum Schluffe machte der Minister vertrauliche
Ausführungen vom reparationspolitischen Standpunkt aus .

Im Anschluß an die Rede des Ministers gab ein Bertreter
deS Auswärtigen Amtes vertrauliche Auskunft über einzelne
mit der Reparationsregelung zusammenhängende Fragen . In
vertraulicher Sitzung wurde dann die reparationspolitische
Seite der Frage vom Ausschuß erörtert .

Deutsch-holländische Eisenbahntarif .
Verhandlungen

WTB . Amsterdam, 17. Jan . (Tel . ) Wie zuverlässig verlau¬
tet , schweben zur Zeit zwischen der niederländischen und der
deutschen Reichsbahn Verhandlungen über die Einführung
eine» einheitlichen Gütertarife » im holländisch -deutschen Eisen¬
bahnverkehr. Die Verhandlungen gehen auf deutsche Anregun¬
gen zurück und bezwecken, da» im deutsch -belgischen Verkehr
bereits eingeführte und dort gut bewährte System der direkten
Tarife auch auf Holland auszudehnen .

Schweizerisch -französisches Wirtschafts .
Abkommen

Ick. Berlin , 18. Ja » . (Prtv >-T«l.) Di « Unterzeichnung
eine» Wirtschaftsabkommen » zwischen der Schwei ,
und Frankreich ist — wie au » Pari » gemeldet wird —
in Bälde zu erwarten . Die Schweiz erhält Bergünstignnge «
für die Maschinen-, rleftrische, chemische und die Stickerei-
iadustrie . Dafür hat Frankreich bestimmte Zolläuderuugen
zngeftanden bekommen . Es handelt sich aber nur um ein
Provisorium dessen Andern» , vorgesehen ist, sobald der
nrne französische Zolltarif beschlossen worden ist.

Aushebung der Karnevalsverbote in Berlin
WTB . Berlin , 18. Jan . (Tel .) Der Polizeipräsident hat

durch eine Verordnung vom 7. Januar die bis dahin gültige
Verordnung ausgehoben, durch die Karnevalsveranstaltungen
unter fteiem Himmel , insbesondere Umzüge jeder Art , da»
Tragen von Verkleidungen, Singen und Spiele» usw., ver¬
boten waren .

* Die Vrrisis im Zentrum
Wir haben neulich schon an dieser Stelle die Frage

aufgeworfen , ob es gelingen werde, den Ausbruch der
Krisis in der Zentrumspartei vor den Wahlen zu ver¬
meiden . Wir gingen dabei von der Tatsache aus , daß sich
die Beziehungen zwischen dem, was man den linken oder
Arbeiterflügel der Zentrumspartei nennt , und der Par¬
teileitung immer mehr und mehr verschlimmert haben .
Da aber in allen Parteien die Überzeugung vorherrscht,
daß die Neuwahlen zum Reichstag auch eine Neuorien¬
tierung der Koalitionsverhältnisse so oder so mit sich brin¬
gen werden , hatte man mit der Möglichkeit gerechnet, daß
sich die opponierenden Elemente innerhalb des Zentrums
wieder beruhigen würden , um erst nach Abschluß der
Wahlkampagne niit ihren Forderungen hervorzutreten .

Diese Annahme hat sich nicht als richtig erwiesen : der
opponierende Flügel hat sich nicht beruhigen lassen. Und
so ist es denn zu einem offenen Konflikt , zu einer Krisis
gekommen . Wie ernst diese Krisis ist , beweisen am besten
gewisse Vorfälle der letzten Zeit . Der Zentrumsabgeord¬
nete Jmbusch hat dieserTage eine Rede gehalten , deren
Kritik mit den Begriffen Parteieinmütigkeit und Partei¬
geschlossenheit nicht mehr in Einklang gebracht werden
kann . Ferner wird heute bereits in den Versammlungen
der Zentrumsarbeiter ganz offen von der Idee einer
Trennung gesprochen; gerade in diesem Zusammenhang
gewinnt eine Äußerung der „Germania " besondere Be¬
deutung . eine Äußerung , in welcher festgestellt wird , daß
„sich Parteileitung und Zentrumsarbeiterschaft in der Tat
voneinander entfernen " .

Das Wichtigste aber ist , daß Adam Stegerwald , der der
zweite Vorsitzende der Partei und der Reichstagsfraktion
ist, seinen Freunden mitgeteilt hat, er werde sein Amt
zur Verfügung stellen, wenn eine Verständigung mit dem
Vorsitzenden der Partei , Reichskanzler Di Marx , nicht zu¬
stande komme. Herr Stegerwald hat sein Amt faktisch
noch nicht niedergelegt , aber jedenfalls die Absicht seines
offiziellen Rücktritts kundgegeben. Ja , er hat sogar , wie
neuerdings gemeldet wird , auf die Ausübung der Funk¬
tionen seines Amtes einstweilen verzichtet.

Das sind außerordentlich ernste Tatsachen. Sie fiel '
len die Parteileitung des Zentrums vor schwierige Pro¬
bleme . Und man kann deshalb begreifen, daß sich die
Parteileitung entschlossen hat, auf Ende des Monats Ja¬
nuar den Parteivorstand und den Reichsausschuß nach
Berlin einzuberufen .

Eines ist klar, daß es sehr bedeutende sachliche und
persönliche Differenzen sein müssen, die jene Krisis her¬
vorgerufen haben . Von jeher ist die Zentrumspartei mit
Recht stolz gewesen auf ihre Einheitlichkeit. Wenn jetzt
die beiden führenden Männer der Partei , der erste Vor¬
sitzende, Reichskanzler Di Marx , und der zweite Vor¬
sitzende, Adam Stegerwald , vor aller Öffentlichkeit so hef¬
tig aneinander geraten , und Herr Jmbusch dazu in seiner
Oberhausener Rede einen derartig schroff gehaltenen Kom¬
mentar liefert , dann ist — wenigstens für den Augen¬
blick — diese Einheitlichkeit der Partei zweifellos in
Frage gestellt .

Die anderen Parteien haben unseres Erachtens wenig
Veranlassung , darüber Schadenfreude zu empfinden .
Denn bei den meisten von ihnen gibt es ähnliche Krisen¬
zustände ; nur mit dem einen Unterschied , daß man sie
bisher latent halten konnte. Die Krisis in der Deutsch¬
nationalen Bolkspartei ist sicherlich noch viel schwerer als
die im Zentrum . Die Tatsache, daß die Deutschnationalen
bei allen Wahlen der letzten Zeit die .Hälfte ihrer Stim¬
men verloren haben, spricht ja laut genug . Auf die an¬
deren Parteien wollen wir nicht näher eingehen . Jeder
vernünftige Parteiführer weiß , daß es eine Riesenauf¬
gabe bedeutet , die Geschlossenheit der Partei allen tief
einschneidenden Problemen der Zeit zum Trotz zu be¬
wahren .

Man wird also die Krisis innerhalb der Zentrumspar¬
tei mit ernster Anteilnahme zu verfolgen haben und sie
als eine Teilerscheinung des großen innerpolitischen , das
heißt vor allem sozialpolitischen Kampfes betrachten, der
in der letzten Zeit immer schärfere Formen angenommen
hat und in den Reichstagswahlen seinen vorläufigen Ab¬
schluß finden dürste .

Was die Einzelheiten des Konslitts innerhalb der Zen -
trnmspartei betrifft , so ist es die Beamtenbesolduugsvrd -
nnng , welche bei dem Arbefterflügel das Faß zum Über¬
laufen gebracht hat . Die Opposition dieses Flügels er-



streckt sich auch keineswegs nur auf Herrn DL Marx , son¬dern mindestens ebensosehr auf den ReichsfinanzministerDr. Köhler, den Vater der neuen Beamtenbesoldungsord¬
nung . Zugespitzt haben sich die Differenzen auf einen
persönlichen Konflikt zwischen Marx und Sieger Wald,weil Dr. Marx in einem Schreiben an den Katholischen
Lehrrrverband eine erstaunlich heftige Kritik an dem po¬
litischen Verhalten Stegerwalds geübt hatte . Das Organ
Stegerwalds , der „Deutsche ", hat auf diese Kritik sehr
bestimmt geantwortet : dann kam die Rede Jmbuschs , in
welcher zwar die Idee , eine neue Arbeiterpartei zu grün¬den, zunächst als falsch bezeichnet , dann aber die Politikder Zentrumspartei im Reichskabinett und im Reichstag
dermaßen scharf angegriffen wurde , daß man ohne wei¬
teres auf Konsequenzen ernsterer Art gefaßt sein mußte.

Herr Jmbusch hat in seiner Oberhausener Rede erklärt,die heutigen Führer des Zentrums seien nicht mehr das ,was sie von drei Jahren gewesen seien. Das beweise schondie Äußerung des Reichskanzlers Dr. Marx , daß das Zen¬trum bewußt keine republikanische Partei sei, allerdings
bewußt auch keine monarchistische Partei . (Dieser Äu¬
ßerung steht bekanntlich die andere Äußerung des Vor¬
sitzenden der Reichstagsfraktion , des Herrn von Guerard ,entgegen, daß das Zentrum doch eine republikanische Par¬tei sei.)

Seinen Hauptvorstoß richtete Herr Jmbusch gegen die
Zusammensetzung der Fraktion . In der Zentrumsfraktion
seien zu viel Akademiker, Beamte und Wirtschaftsunter¬nehmer . die innerlich dem Zentrum fern stünden und nur
mitmachen, um zu einem Posten zu gelangen , währendden Arbeitern der gebührende Einfluß fehle. Wir gehenwohl nicht fehl in der Annahme , daß dieser Vorstoß Jm¬
buschs von der Befürchtung inspiriert ist, daß bei der
Kandidatenaufstellung für die neue Reichstagswahl ge¬
wisse Schichten , zu denen die Arbeiter jedenfalls nicht
gehören würden , einseitig bevorzugt werden könnten.Der Rede Jmbuschs ist die aufsehenerregende Tat ge¬folgt : die Erklärung Stegerwalds , daß er auf die Aus¬
übung der Funktionen seines Amtes als zweiter Vor¬
sitzender verzichte , bis eine Klärung erfolgt sei. Alleswird jetzt davon abhängen , ob es gelingt , auf der Ta¬
gung des Parteivorstandes und des Reichsausschussesam28 . und 29. Januar eine haltbare Einigungsformel zufinden.

Warburg für Reviston des DaweSplarrs
WTB . New Bork, 17. Jan . (Tel .) Auf der Jahresversamm¬lung der Aktionäre der International Xcceptance Lanlc be¬rührte der Vorsitzende des Aufsichtsrates , Paul M . Warburg ,in seiner Rede auch das Reparationsproblem . Unter Hinweisauf den letzten Bericht des Generalagenten für die Reparati¬onszahlungen , Parker Gilbert , der die Festsetzung der Gesamt¬schulden Deutschlands anregt , erklärte Warburg , die Bedeu¬tung dieser Äußerung könne nicht überschätzt werden. Es seizu hoffen, daß der Zeitpunkt nicht mehr fern sei, wo ein neuerSachvrrständigrnplanausgearbeitet und als endgültige LSsungangenommen werde. Es sei auf die Dauer verschwenderischund verderblich, die Unmöglichkeiten des Dawesplanes durchseine tatsächliche Ausführung zu beweisen. Zwar sei es Deutsch,lands Aufgabe, alles in seiner Macht Stehende zu tun , sichden Bestimmungen des Dawesplanes anzupassen , aber es seidoch die Frage , durch welches Wunder ein ExportüberschußDeutschlands von %'A Milliarden Reichsmark bei einem Ge-

samtexport von 10 Milliarden Reichsmark für eine lange Reihevon Jahren angesichts der vorhandenen Zollschranken erzieltwerden solle .
Am Schluß seiner Rede erklärte Warburg noch, daß , obwohldie Auflegung deutscher Anleihen infolge der Gilbert -Äote vom20. Oktober 1927 plötzlich aufaehört habe, es als sicher anzu¬nehmen sei. daß der amerikanische Markt bald wieder Anleihenfür produktive Zwecke ostenstehen werde.

*
WTB . London, 18. Jan . (Tel .) Der Pariser Berichterstatterder „Morning Post " bezeichnet es als möglich , daß die Be¬sprechungen des Generalagenten für Reparationen mit derfranzösischen Regierung dazu führen werden , die endgültigeFestsetzung der deutschen Brrpflichtungrnnicht, wie früher an¬genommen wurde , in fünf oder zehn Jahren , sondern nachdem ersten oder zweiten Jahr der Zahlung der vollen Jahres -zahlungen durch Deutschland eintrewn zu lassen. Die Ber-Handlungen seien zwar geheim, aber soviel man höre, fändendie Vorschläge Parker Gilberts nicht den Widerstand, den diefrüher von Frankreich an seinem Bericht geübte Kritik er¬warten ließ.

Das Reichsverwaltungsgerichtund Preußen. Zu dem vonPreußen gemachten Vorschlag, das preußische Oberverwal -tungsgericht in dem in Berlin neu zu schaffenden Reichsver¬waltungsgericht aufgehen zu laffen, ist laut „B . T ." vomReichsinnenminister von Keudell nunmehr ein Entwurf fertig ,gestellt worden, der bereits in der letzten Sitzung des Reichs¬kabinetts beraten wurde . Das Blatt glaubt , daß sich auch dieLänderkonferenz mit dem preußischen Vorschlag befassen wird.
Albert Thomas in Ost - Obrrschlesie». Der Direktor desInternationalen Arbeitsamtes in Genf , Albert Thomas , trafDienstag abend in Kattowitz ein . Zu feinem Empfang hattensich am Bahnhofe eingefunden der Präsident der GemischtenKommission, Calonder, ein Vertreter der Wojwostschaft , einVertreter der deutschen Staatsregierung , sowie der französi¬sche Konsul in Kattowitz. Direktor Thomas , dessen Besuch derTagung des begutachtenden Ausschusses für Arbritsfragen inOst - Oberschiesten gilt, nimmt als Gast des Präsidenten Calon¬der auf Schloß Neudeck Wohnung.
Die Lage in der englischen Baumwollindustrie. Auf einerKonferenz zwischen Vertretern der Arbeitgeber und Arbeiterder Baumwollindustrie in Manchester lehnten die Arbeiterver¬treter ab, eine Herabsetzung der Löhne und eine Vermehrungder Arbeitsstunden zu erwägen und drangen darauf , daß dieUnternehmer die Regierung auffordern sollten, einen Unter¬suchungsausschuß einzusetzen . Es wurde beschlossen, einenUnterausschuß zu ernennen und eine neue Sitzung am 8 Fe¬bruar abzuhalten .

Die LSnderkonkerenz
Da » Ergebnis des -weiten Tage»

Die Beratungen der Länderkonferenz am Dienstag endetenmit der Einsetzung eines RedaktionSausfchuffes, der eine Ver¬
lautbarung austetzen soll, die das bisherige Ergebnis der Ver¬
handlungen über den ersten und zweiten Punkt der Tages¬ordnung der Konferenz umfaßt . Bon unterrichteter Seite wirddas bisherige Ergebnis der Beratungen entgegen einigen pes¬
simistischen AuSlaffungen Berliner Blätter als durchaus nicht
unbefriedigend bezeichnet . Es wird betont, daß die Verlant -
barung ja zeigen werde, daß die Konferenz bereits eine Reihevon Fortschritten erzielt habe, die zu einer Klärung führenkönnen . Dabei handelt es sich bei dem ersten Punkte der
Tagesordnung , der LaS Verhältnis zwischen Reich und Län¬dern zum Gegenstand hat . um die Einsetzung einer Kommis,
sto«, die mit der praktischen Ausarbeitung von Vorschlägenzur Besserung dieses Verhältnisses beauftragt werden soll,über den Charakter und die Zusammensetzung dieses Aus¬
schusses gingen die Meinungen der Konferenz bisher allerdingsauseinander . Der preuhstche Ministerpräsident Dr. Braun
machte einen Vermittlungsvorschlag , und dieser dürfte jetztwohl im Vordergründe stehen. Er geht dahin , daß tatsächlichder Berfaffungsausschuß d«S RrichsrateS beauftragt wird, daßer aber das Recht hat , Sachverständige hinzuzuziehen , deren
Teilnahme an den Arbeiten er für nützlich hält .Im übrigen ist aus den Schlußworten zu dem Thema des
Verhältnisses von Reich und Ländern noch von Interesse , daßMinisterpräsident Held, München, auch vom bayerischen Stand¬
punkt aus eine kraftvolle Stütze des Reiches als wünschens¬wert und notwendig bezeichnete, aber seine Auffassung gegenden Einheitsstaat und für den bundesstaatlichen Charakter des
Reiches aufrecht erhielt . Er erklärte , Bayern werde sich nie ineinen Einheitsstaat irgendwelcher Form hineinpreffen laffen.Im übrigen könnten nach seiner Auffassung auch viele Fragen ,die von den Verfechtern des Einheitsstaates aufgeworfen wur¬den, geregelt werden, ohne daß der bundesstaatliche Charakterdes Reiches davon berührt werde. Bayern sei auf dieserGrundlage zu jeder möglichen Verständigung bereit . Der
bayerische Ministerpräsident betonte, daß man auch nach seinerMeinung die bisherigen Ergebnisse der Konferenz durchausals erfolgreich ansehen könne , denn die Konferenz habe zurKlärung des Verhältnisses zwischen Reich und Ländern sehrviel beigetragen und gezeigt, daß sich über vieles . was bisherReibungen verursachte, eine befriedigende Verständigung her¬beiführen lasse .

Aus dem Schlußwort des preußischen MinisterpräsidentenDr. Braun ist bemerkenswert , daß er fern Referat keineswegsals Unfreundlichkeit gegen die kleinen Staaten aufgefaßt habenwill. Er habe nur die Angriffe abwehren wollen, die Preußenvorwerfen , daß es die Absicht habe, die kleinen Staaten auf¬zusaugen , um ein „Grotzpreußen " zu schaffen. Dr. Braunverwies auf den Beschluß des Preußischen Landtages von 1919,daß Preußen jederzeit bereit sei, in dem Einheitsstaat auf¬zugehen, wenn auch alle anderen Länder sich dazu bereit er¬klären . Das sei auch heute noch der preußische Standpunkt .Zum Schluffe führte Dr. Braun aus , daß die Erörterungender Konferenz zu einer Klärung geführt hätten . Man habefestgestellt , daß der jetzige Zustand nicht haltbar sei. Das seinach seiner Meinung ein Erfolg . Man werde ein gutes Stückweiterkommen und im übrigen würden die Verhältnisse von
selbst zu einer Beschleunigung der Lösung beitragen .

*Über den Verlauf
der Diskussion am Dienstag

wird gemeldet, daß der sächsische Ministerpräsident Heldt in
Sinen umfangreichen Ausführungen die Verbesserung und die

errinfachung der Verwaltung als durchaus möglich bezeich¬nete . Auf der anderen Seite warnte er davor, immer vom
Einheitsstaat zu reden, ohne sich darüber klar zu sein , daßnicht eine gewaltsame, sondern nur eine ruhige und stetige
Entwickelung ersprießlich sei .Der thüringische Staatsminister Dr. Leutheuser sprach die
Hoffnung aus , Daß die Konferenz namentlich für die kleinerenund mittleren Länder insofern zu einem Erfolge führen werde,als ihre Vertreter das Gefühl mit nach Hause nehmen könn¬ten, daß das Reich sich seiner Pflicht bewußt sei , auch seineschwächeren Glieder mit allen Kräften zu unterstützen . AuchDr. Leutheuser trat für Vereinfachung und Vereinheitlichungein, betonte aber ebenfalls, daß dieser Weg nur überlegt und
schrittweise gegangen werden könne.Der hessische Staatspräsident Ulrich übte Kritik an der nachseiner Auffassung lediglich negativen Einstellung der Referate .Er unterstrich, daß es kein Zurück geben könne zu dem , waswar . Eine solche rückwärtsschauende Einstellung sei in den
Referaten des bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Held unddes württembergischen Ministerpräsidenten Bazille . Die Poli¬tik des Reiches und der Länder müsse nach vorwärts gehen.Diese Notwendigkeit werde einfach durch die Tatsache diktiert,daß wir uns erhalten müssen. Deser Redner fordert weiter ,daß einzelne Vevwaltungsgebiete allmählich immer mehr in
die Hände des Reiches übergehen müßten . Er erläuterte diesesKapitel seiner Ausführungen an dem Beispiel der Justizver¬waltung . Entgegen den Auffassungen vom dezentralisierten
Einheitsstaat betonte er, daß der Einheitsstaat nicht ohne -ine
zentralistische Regierung bestehen könne. Schließlich bezeich¬nete er es als das notwendige Ergebnis der Konferenz , daßeine Reihe von Mitgliedern der Konferenz bestimmt werden
müßte , Vorschläge über das auszuarbeiten , was getan werdenkönne und das , was getan werden müsse , um zu befriedigendenLösungen zu kommen und durch diese den Einheitsstaat vor¬
zubereiten .

Staatspräsident Dr. Remmele, Bade «
behandelte vor allem die Finanzfratze . Er warnte davor, einen
gefährlichen Zentralismus unorganisch treiben zu laffen, ohne
sich über die letzten Konsequenzen klar zu sein. Er faßte seineAusführungen am Schluß etwa folgendermaßen zusammen :Bei den auf dieser Konferenz zur Besprechung stehenden Fra¬gen handele es sich seiner Überzeugung nach um die großeKardinalfrage : Aufgabe der Souveränität der Länder zugun¬sten der Reichseinheit. Er glaube nicht , daß diese große Frageim Augenblick bereinigt wenden könne. Vielleicht sei ihre Lö¬
sung auch in Jahren nicht möglich , weil ihr historische und an¬dere Gegensätze im Wege ständen, die man durch Konferenzennicht aus der Welt schaffen könne . Dagegen glaube er, daß in
der Frage der Existenzfähigkeit der Länder , auch in der Frageder sogenannten Flurbereinigung » Fragen beständen, die zulösen seien, die man aber nicht lösen könne, wenn man sich
nicht an den Konferenztisch setze . Der Redner gab dann der
Überzeugung Ausdruck, daß diese Fragen letzten Endes nocheinen tieferen Grund haben müßten , nämlich das Unbefriedigt¬
sein mit den Verhältnissen, wie sie sich entwickelt haben . Es
liege im Interesse der Wohlfahrt unseres Vaterlandes , daßreiner Tisch gemacht werde, und dazu sei seiner Ansicht nachder Vorschlag des ersten Redners vom Vortage , des Hamburger

Bürgermeisters Petersen , sehr geeignet. Wenn auch nicht allzugroße Hoffnung darein gesetzt werden könne , daß die erstre¬benswerte Lösung schnell gefunden würde , aber geschehe» soll«etwas , und wenn es in diesem Sinne geschehe, sei zu hoffen»daß eS auch gelinge.
Nachdem der preußischeMinisterpräsident Dr. Braun sich »ochmit einzelnen Diskussionsrednern zu seinem Referat ausein -andergesetzt hatte , behandelte der oldenburgische Ministerprä¬sident v. Finckh die aktuellen Probleme unter dem besonderenGesichtspunkt der oldenburgischen Bedürfnisse.Schließlich nahmen in der Vormittagssitzung noch Reichs-arbeitSminister Brauns , der Vorsitzende des HandelspräsidinmSvon Lippe, Präsident Drake, der Ministerpräsident von Anhalt ,Deist, und der Vorsitzende des braunschweigischen Staatsmini¬sterrums , Minister Dr. Jasper , sowie der Staatsminister vonMecklenburĝ trelitz, Dr. Hustaedt, das Wort .

*
Nachmittags um $44 Uhr wurde in der Länderkonferenzdie Diskussion fortgesetzt. Es sprachen: der bayerische Minister¬präsident Held, Bürgermeister Petersen , Hamburg , und derpreußische Ministerpräsident Braun . Dann verlieh man denersten Punkt der Tagesordnung und ging zum Referat
„Maßnahmen zur Gewährleistung sparsamster Finanz -

Wirtschaft "
über , das der preußische Finanzminister Dr. Höpker -Aschoff er»stattete .

Der Minister zog einen Vergleich zur Stellung zwischen Re¬gierung und Parlament in Deutschland, England und Frank¬reich. In Deutschland sei der größte Teil der Ausgaben zwangs¬läufig und ohne Bewilligung durch das Parlament möglich ,während in England Anträge auf Mehrausgaben nur mitZustimmung der Regierung eingebracht werden können. ZurStellung des Finanzministers im Kabinett hob der Referentdie weit stärkere Stellung des Schatzkanzlers in England her¬vor. die aber für Deutschland nicht maßgebend sein könne,da sie einer einzelnen Partei ein zu starkes Übergewicht gebenkönnte. Während der Reichsfinanzminister das Recht habe, dieAusgaben zu sperren , dürfe der preußische Finanzminister nur10 Proz . aller Ausgaben sperren . Hier sei eine Stärkung derStellung der Landesfinanzminister wünschenswert . Etatserhö¬hungen dürfen nur mit Zustimmung des Finanzministers vor¬
genommen werden, ohne daß dritte Stellen wie Reichspräsi¬dent und Reichssparkommissar eingeschaltet werden. Der Re¬
ferent wandte sich weiter gegen ein Einspruchsrecht des Reichs-finanzministers gegenüber den Ländern . Zum Schluß sprachsich der Minister bei Behandlung der Finanzgebarung der Ge¬meinden gegen eine weitere Erhöhung der Schranke aus , di«die Beratungsstelle für Länder und Gemeinden bilde.Bei dem Problem der Sparmaßnahmen in Reich und Län¬dern handelt es sich im wesentlichen um technische Fragen .Dabei wurde z. B . über die Stärkung der Reichsregierunggegen parlamentarische Einflüsse und die Stärkung der Stel¬
lung der Finanzminister gesprochen . Auch der bayerische Fi¬nanzminister Dr.i Schmelzte erklärte sich mit dem Vorschlagdes preußischen Finanzministers Dr. Höpker- Aschoff einver¬
standen , daß diese Fragen durch einen Ausschuß zur Lösunggebracht werden solle . Es ist deshalh damit zu rechnen, daßdieser Ausschuß eingesetzt wird.

ydolitLscbe Neuigkeiten
Der bayerische Ministerpräsident an die Press«

Auf einem Preffempfang in München, zu dem führendeVertreter des politischen, wirtschaftlichen, wissenschaftlichenund künstlerischen Lebens in großer Zahl erschienen waren ,führte Ministerpräsident Dr. Held in einer Rede u . a . aus :
In unserer Zeit der großen Not, seelischer Zerrüttung und

nationalen Zerrissenheit sollte die Presse ganz allgemein der
Bildner des Willens der Bevölkerung mit sein, sollte für ihrTeil aber auch der Führer des Volkes in nationalen Dingenwerden . Für die ganze Presse, auch die Oppositionspresse,könne es hier nur ein Ziel geben, aus dem Kriege müssenwir gelernt haben, daß es hier nur eines geben könne, wennwir eine Zukunft haben wollen — nämlich, daß wir einen
deutschen Willen bilden, der sich zur Geltung bringen kannin der Welt auf allen Gebieten des Lebens . Die bayerischePresse hat noch eine besondere Aufgabe gerade in diesen -ra .
gen, wo die Garung und der Streit um Deutschland und sei¬nen Aufbau wieder einmal soviel , vielleicht allzuviel sich gel .tend macht. Auf Grund der geschichtlichen Erfahrungen undin Ansehung der Artung der Deutschen in ihren Stämmen ,könne es für das deutsche Vaterland und seine Grundlagen
nichts besseres geben , als die Gliederung in Staaten » die
eine bestimmte Selbständigkeit haben und im Wettbewerb
auf eines hinarbeiten : Dem Ganzen des Vaterlandes mög¬
lichst große Kraft in der Entfaltung der äußeren Politik zuverleihen.

Dje Ausführungen des Ministerpräsidenten wurden mit
Beifall ausgenommen . Hierauf entwickett

^
alslebhaftem

Vertreter des Reichsverbandes der deutschen Presseleiter Dr. Dovifat , Berlin , eindrucksvolle Gedanken über die
Vorbildung des Journalisten und über die Bedeutung der
spezifischen Befähigung für den journalistischen Beruf .

Die Hohenzollern vor dem Schiedsgericht
Wie der demokratische Zeitungsdienst mitteilt , haben sich

zwischen dem preußischen Staat und dem ehemaligen Königs-
haus bei der Abwicklung des Auseinandersetznngsvertraaes
Differenzen ergeben, die jetzt dazu geführt habe» , daß d«r
preußffche Finanzminister gezwungen ist, das in § 15 des Ab¬
wicklungsvertrages vorgesehene Schiedsgericht anzurufen . I «
Jahre 1918 wurde das zum preußischen Fideikommiß gehö¬
rige Vermögen mit Beschlag belegt und die Verwaltung dem
preußischen Finanzministerium übertragen . Zu den Kosten
der Verwaltung gehörten die Steuern , die an das Reich ab¬
geführt wurden , ferner wurden laufende Zuschüsse für den
Unterhalt des Königshauses in Höhe von insgesamt einer
Million 660000 Reichsmark gezahlt. Mehrfach sah sich di»
Hoftammer , um ein Defizit in ihrem Haushalt zu decken
genötigt . Kredite aufzunehmen , die das Hofkammergut mii
rund 760 000 Reichsmark belasten. Von dem der General .
Verwaltung überwiesenen Gesamtbetrag von 1 660 000 Reichs¬
mark wurden hier 900 000 Reichsmark durch reale Einkünfte
der Hofverwaltung gedeckt. Dem Rest von 750 000 Reichs¬
mark standen Passiva derselben Höhe gegenüber . Das preu -
tzische Finanzministerium hat im Laufe von Verhandlungennun von den Hohenzollern die Rückzahlung der Zuschüsse
und Zahlung von Reichsvermögenssteuern , insgesamt die
Rückzahlung einer Summe von 790 723,10 Reichsmark ver¬
langt . Das preußische Finanzministerium hat den Hohen¬
zollern eine Erklärungsfrist bis zum 15. Januar gelassen .
Da die Hohenzollern bis zu diesem Zeitpunkte eine Erklärung
nicht abgegeben haben, daß sie die Summe an den preußi¬
schen Staat zurückzahlen wollten, muh jetzt das Schieds¬
gericht seinen Spruch fällen . _ _ _X Winschermzinn Stephanienstraße 94 Fernsprechanschl , 815, 816, 817

b. iil Kahlen / Kaks / Briketts / Brennholz
G.m .



9Uu* EirischrS«k«ng iw englische« Lkreu-er-
dauprogramw

Die englische Regierung hat beschlossen, eine weitere Ein¬
schränkung im Kreuzerbauprogramm vorzunehmen . Statt
wie beabsichtigt im Jahre 1928/29 drei Kreuzer Wn 8000
Tonnen auf Stapel zu legen, sollen nur zwe , auf Stapel
gelegt werden. Es werden also drei Kreuzer von 8000 Ton¬
nen im laufenden Jahre bzw . 1928/29 auf Stapel gelegt
werden, anstatt vier Kreuzer und zwer ^ euzer von je
10000 Tonnen , die im Bauprogramm 1027/28 und 1928/20
vorgesehen waren . Es handelt sich um eine Ersparnis von
hX Millionen Pfund, die sich allerdings auf eine Reche von
Jahren verteilen . Wie verlautet , ist im Heeresetat eine Er -

sparnis von nahezu einer Million Pfund Sterling borge,
sehen.

Die Löhne in Sowjetrußland . Die Verhandlungen über die
Verlängerung der Kellekttvvertriigr in der Industrie der gan¬
zen Sowjetunion sind, wie aus Moskau gemeldet wird, am
16 . Januar zu Ende geführt worden . Der Lohn der minder¬
bezahlten Industriearbeiter wurde um insgesamt 30 Millionen
Rubel erhöht. Die Zahl der Fälle , in denen Lohndifferenzen
den Schlichtungsvrganen überwiesen wurden , ist bedeutend
geringer als im Vorjahre .

Irurze Hacbricfcten
Der Haushaltsausschuß des Reichstage« setzte heute Mitt -

woch die Beratung des Etats für die besetzten Gebiete fort .
Nach Erledigung dieses Etats wird sich der Ausschuss mit
dem auswärtigen Etat beschäftigen.

Der Bildungsausschutz des Reichstages nimmt heute Mitt -
woch nachmittag seine Beratungen über das Reichsschulgesrtz
wieder auf . Wegen der neuerdings aufgetauchten Schwierig¬
keiten über den 8 16 a , der nach Anficht verschiedener Par -
teien eine reichsgesetzliche Betätigung des bayerischen Kon¬
kordates bedeutet, trat heute vormittag der interfraktionelle
Ausschuss zusammen . Man hofft, dass das bereits gestern
vorbereitete Kompromiss die Zustimmung der Deutschen
Volkspartei finden wird.

Aufhebung des deutsch - norwegischen Bisumzwanges . In
Oslo wurde ein Abkommen zwischen der deutschen und der
norwegischen Regierung über die gegenseitige Aufhebung des
BisumzwangeS unterzeichnet.

Die Einigungsverhandlungen im mitteldeutschen Metall «
arbeiterstreik . Me am Dienstag im Reichsarbeitsministerium
zu Berlin über die Beilegung des Metallarbeiterstreiks in Mit -

«teldeutschland geführten Einigungsverhandlungen wurden auf
Donnerstag vormittag lOM Ühr vertagt .

Die Frrigabevorlage . Am kommenden Montag wird die
Sffentliche Verhandlung über die Freigabebill vor dem Fi¬
nanzausschuss des amerikanischen Senats beginnen .

Die Steuereingänge Frankreichs . Havas gibt die Steuer¬
eingänge im Jahre 1927 mit 40191602000 Franks oder
6686411000 Franks mehr als im Vorjahre an .

• Der Große Faszistische Rat ist auf den 30 . Januar nach
. Rom einberufen worden. Auf seiner Tagesordnung steht an
' erster Stelle der Gesetzentwurf über die Reform der Volks.
Vertretung .

Abschaffung der Geschworenengerichte in Italien . Den rö-
mischen Blättern wird mitgeteilt , dass die Geschworenen¬
gerichte in ihrer jetzigen Gestalt durch die neue Strafprozess¬
ordnung abgeschafft werden würden .

Sowjetrutzland und der Papst . Die Telegraphenagentur der
Sowjetunion dementiert die Meldung von dem angeblichen
Todesurteil gegen den Papst .

Trotzki in die Verbannung abgerrist . Nach einer Meldung
des Moskauer Korrespondenten des „B . T ." ist nunmehr am
Montag abend Trotzki von Moskau in die Verbannung nach
Wjerny an der turkestanisch-chinefischen Grenze abgereist.
Beim Abschied sagte Trotzki , der den Humor des unerschütter -
len Mannes zeigte, zu dem Journalisten : „Besuchen S,e mich
in Wjerny l " .

Die englischen Neuwahlen . Der parlamentarische Bericht-
erstatter des „Daily Express " will wissen , dass die konservative
Parteileitung noch für dieses Jahr die Abhaltung parlamen¬
tarischer Neuwahlen plane .

Präsident Coolidgr hat sich in Havanna in Begleitung
Kelloggs und des Marinesekretars Wilbur auf dem Kreuzer
„Memphis " zur Rückreise nach Keywest eingeschifft. Er hofft,
am Donnerstag wieder in Washington zu sein. _

Gemelnde-Vundscvau
Der Streit um den Heidelberger Sil ». Die Ortsgruppe

Heidelberg des Landesverbandes „Badische Heimat " hat an
das badische Ministerium des Innern eine Eingabe gerichtet,
an deren Schluss die Bitte ausgesprochen wird , dass einge¬
denk der hohen Verantwortung , die die internationale Be¬
rühmtheit des Heidelberger Landschaftsbildes , das eben erst
so tatkräftig bewiesene Interesse des Auslandes für Heidel.
berg, die Pflicht zur Wahrung der Kulturgüter uns allen
auferlegt , dem Baugesuch der Herrenmühle die Zustimmung
zu versagen.

Der Voranschlag von Philippsburg wurde vom Bürger¬
ausschuss mit 30 gegen 14 Stimmen (Bürgerl . Vga . und
Kommunisten ) angenommen . Die Umlage beträgt 1,20 JIM.

Bei der Bürgermeisterwahl in Michelfeld (Amt Sinsheim )
wurde der Gemeinderat Dreher mit 378 von 600 Stimmen im
ersten Mahlgang gewählt.

Der Gemeindehaushalt von Ettlingen . Der ungedeckte
Aufwand im Gemeindehaushalt Ettlingen für das Rech¬
nungsjahr 1927/28 in Höhe von 310 000 Mt soll Vorbehalt-
lich der Zustimmung des Bürgerausschusses durch die neu
berechnete Bürgergenutzauflage mit 18 947 JM und durch
Gemeindesteuern in Höhe von 291 073 JM aufgebracht wer.
den . Für letzteres Aufbringen sind unter Erhöhung der ge-
setzlichen Steucrgrundbeträge auf Grund des 8 58 a Abs . 2
des Grund - und Gewerbesteuergesetzes für das Grund - und
Betriebsvermögen und für den Gewerbeerttag . soweit dieser
bei dem Steuerpflichtigen den Betrag von 10 000 Jvft über¬
steigt, um 25 Proz ., sowie unter Festsetzung von 165 Hun -
dertteilen dieser steuergrundbeträge folgende endgültigen
Steuersätze vorgesehen: 1. Grundvermögen pro 100 Ml
Steuerwert 83 <% ?, 2. Betriebsvermögen pro 100 Ml
Steuerwert 33 Jltf , 3 . Gewerbeertrag bis 10000 Ml pro
100 m Steuerwert 4,95 JM und 4 . Gewerbeertrag über
10000 Mt pro 100 Ml Steuerwert 6,19 JM . Auf die ent .
gültige Gemeindesteuer werden die erwogenen Voraussetzun¬
gen angcrechnet.

Die geplante Rheinbrücke bei Waldshut . Die Finanzierung
des Baues einer Rheinbrücke Waldshut —Koblenz scheint auf
deutscher Seite laut „Automobilrevue " auf Schwierigkeiten
zu stützen , obwohl man sich über die Notwendigkeit dieser Ver¬
bindung hüben und drüben «inig ist . Eine kürzlich in Karls -
ruhe zwischen schweizerischen und badischen Interessenten ab¬
gehaltenen Besprechung hat die Finanzierung auf badischer
Seite noch nicht zuwege gebracht. Es soll aber doch begrün¬
dete Hoffnung bestehen, dass der Bau noch in diesem Jahre be .
Massen und,n Angriff genommen werden kann.

Badischer Teil
Gebüudeversicberungsanstalt 1927

Bor einigen Tagen fand in der Badischen Gebäudeversiche¬
rungsanstalt die Jahresfitzung des erweiterten Brrwaltungs -
ratS statt , die unter dem Vorsitze des Präsidenten Arnold,
und in Anwesenheit von Vertretern des Ministeriums des
Innern tagte .. Dem Verwaltungsrat gehören an 22 von
den Kreisen gewählte Hausbesitzer und 3 Mietervertteter .
Der erstattete Geschäftsbericht hebt unter anderem hervor ,
dass der seit 1923 ständig anwachsende Gesamtschaden 1927
erstmals endlich zum Halten gekommen ist . Der Gesamt¬
grundschaden des Jahres 1927 (Schaden nach Friedenspreisen
ohne Baukostenüberteuerungszuschlag ) bleibt hinter dem
1926er Schaden um 20 Proz . zurück . Diese Senkung des
Schadens machte eine Senkung der für 1927 zu errechnenden
Umlage möglich von 18 {Rtf für je 100 Ml Versicherungs.
summe auf 14 jRrf, einem derzeitigen Überteuerungszuscytag
zur Brandentschädigung von 60 Proz . entspricht diese auf
Friedenswert bezogene Umlage nach Abzug der vom Ver¬
sicherten zu tragenden Versicherungssteuer einer tatsächlichen
Umlage von 8,96 — 9 Jlpf je 100 Mt Versicherungswert .

Aus dem Geschäftsbericht interessiert besonders , dass die
Gebäudeversicherungsanstalt im abgelaufenen Jahre dem
Landesverband der freiwilligen Feuerwehren die Mittel zur
Verfügung gestellt hat , um 13 Feuerwehrführer - und Un-
trrführerkurse abzuhalten . Darunter einen für Bezirks¬
feuerlöschinspektoren und einen für Automobil - und Motor ,
spritzenführer . 1384 Führer beteiligten sich an diesen Kursen .

Die Zahl der mit Zuschüssen der Landesfeuerwehrunter¬
stützungskasse und der Hilfe der Gebäudeversicherungsanstalt
beschafften Automobilspritzen ist derart gewachsen , dass das
unsere Heimat überspannende Netz nahezu lückenlos ist .

Von den Reserven, dem Betriebs - und Ausgleichsfonds der
mangels Rückversicherung im Grossen und Ganzen liquid
sein mutz , hat die Gebäudeversicherungsanstalt über 80 Proz .
der badischen Wirtschaft zur Verfügung gestellt. Der Zin¬
seneingang ermöglicht die für nötig erachtete Jnangrifs .
nähme einer allgemeinen Nachprüfung im Lande ohne Be.
anspruchung besonderer Umlagemittel . Angesichts der all¬
gemeinen wirtschaftlichen Lage glaubte der Verwaltungsrat
von dem ihm nach gesetzlicher Vorschrift zustehenden Recht,
zur Stärkung des Betriebs - und Ausgleichsfonds einen Zu¬
schlag zur Umlage zu erheben, keinen Gebrauch machen zu
sollen.

(Der gestern veröffentlichte kurze Bericht, der der Presse
von nichtamtlicher iSeite zugegangen war , enthielt einige
Unrichtigkeiten, die durch obigen Bericht richtiggestellt sind.

Die Red .)

Volksbund deutscher KriegsgrSberfürsorge
Der Landesverband Baden des Volksbundes Deutsche

Kriegsgräberfürsorge hielt im Bürgersaal des Rathauses zu
Karlsruhe in Anwesenheit des Bundespräfidenten des Bokks -
bundes, Oberpfarrer Siems , seine diesjährige Landesver .
bandstagung ab, zu der Vertteter des Ministerrums des In¬
nern , der weltlichen und geistlichen Behörden und zahlreiche
Vertreter der Ortsgruppen — auch aus dem weit entfernten
Konstanz und Zell i . W. — erschienen waren .

Der 1 . Vorsitzende , Ministerialdirektor 0r . Fuchs, begrühte
die Teilnehmer , besonders den Vertteter des Herrn Ministers
des Innern , und den Präsidenten des Bundes . Er ermahnte
die Ortsgruppen , in ihrer Werbetätigkeit nicht zu erlahmen ,
da die Zahl von 23 Ortsgruppen mit rund 6000 Mitgliedern
in keinem richtigen Verhältnis zur Zahl der 72 000 gefalle¬
nen Badener stehe . Der 1 . Schriftführer , Stadtbaurat
Kemmer» erstattete den Geschäftsbericht über das gesamte Ar¬
beitsgebiet, wobei ?r den günstigen Erfolg der Werbung in
den Landgemeinden, bei der Patenschaftswerbung , der Wer¬
bung der Ortsgruppe Konstanz, in der Schweiz und der
Wanderausstellung für Friedhofskunst, die 1928 weiterläuft ,
hervorhob.

Präsidend Oberpfarrer Siems schilderte in eingehenden
Darlegungen die Schwierigkeiten und Hindernisse , welche
auch im letzten Jahre der gesetzlichen Festlegung des Volks¬
trauertages entgegenstanden und bat , auch in diesem Jahre
den Tag am Sonntag Reminiszere , 4. März , in gleicher
Weise wie 1927 zu begehen . Es wurde beschlossen, den Volks,
trauertag wiederum in möglichst eindrucksvoller Weise auch
in Baden zu gestalten. Später gab Präsident Siems einen
eindrucksvollen Einblick in die immer mehr sich steigernde
Tätigkeit der Bundeszenkrale.

Im weiteren Verlauf der Verhandlung wurde beschlossen ,
kleine Reisen nach den Kriegersriedhöfen im Ausland den
Ortsgruppen zu überlassen, unter besonderer Mahnung zur
Vorsicht hierbei . Der 1 . Rechnerin, Frau Schlager , wurde
auf Antrag der Kassenprüfungs -Kommission nach erstattetem
Kassenbericht Entlastung erteilt . Neu wurde Oberkirchenrat
D . Rapp zum 2. Vorsitzenden und Oberregierungsrat l)r. Ziera «
zum 1 . Schriftführer einsttmmig gewählt .

Gegen die Wiedereinführung der Gemeinde -
getränkesteuer

Der Sonderausschuss für Winzergenossenschaftswesen des
Reichsverbandes der deutschen landwirtschaftlichen Genossen¬
schaften hat in einer am 13. Januar in Fretburg i. Br . abge¬
haltenen stark besuchten Tagung , in der alle Weinbaugebiet «
vertreten waren , in folgender Entschließung Stellung genom¬
men :

„Die im Reichsverband der deutschen landwirtschaftlichen
Genossenschaften vereinigten Winzergenoffenschaften erheben
stärksten Protest gegen die Wiedereinführung der Gemeinde¬
getränkesteuer auf Wein, wie sie seitens des deutschen Städte ,
tages angeregt wurde und vom Reichsfinanzministerium in
Erwägung gezogen sein soll . Die Gründe , die zur Aufhebung
der Gemeindegetränkesteuer vor X Jahren durchschlagend
waren , bestehen heute noch in unvermindertem Umfange fort ,
und es dürfte sich daher erübrigen , sie nach fo kurzer Zeit er¬
neut wieder der Reichsregierung, dem Reichstag und dem
Reichsrat vorzutragen . Diese drei gesetzgebenden Körperschaf,
ten werden dringend ersucht , den Bestrebungen auf Wieder¬
einführung der Gemeindegetränkesteuer kein Gehör zu schen¬
ken, um nicht wieder den schweren Kampf im Winzerstand
heraufzubeschworen. Dieser bedarf dringender Ruhe ."

Thermalbad Krozingen. Einen rapiden Aufschwung hat
das junge Thermalbad Krozingrn zu verzeichnen. Im ver .
floffenen Jahr wurden 45 000 Wannenbäder verabreicht . Da¬
bei ist zu berücksichtigen, dass diese Anzahl verabreichter Bä »
der ohne nennenswerte Reklame, fast nur durch mündliche
Empfehlung der Patienten und Arzte erzielt wurde .

Nus ver Landeshauptstadt

„Gedenktage der Reichsgründung tragen di«
öffentlichen Gebäude Flaggenschmuck . Vormittags fanden i»
der Technischen Hochschule wie auch im Staatstrchnikum ein¬
drucksvolle Erinnerungsfeiern statt.

Dem Festakt in der Fridericiana wohnte als Vertteter de-
Unterrichtsministeriums der Referent für Hochschulwesen .
Ministerialrat Or. Schwöre» bei. Ferner bemerkte man die
Spitzen der Behörden, darunter den Oberbürgermeister Dr.
gjiUet , den Präsidenten des ev. Oberkirchenrats D . Wurth
und den Präsidenten der Oberpostdirektion, Geheimrat
Lämmlein .

Nach einem Vortrag des akademischen Orchesters sprach
Pros . Bachmann über das Thema „Bodenkultur und Kultur -
technik seit der Reichsgründung "

. Er erinnerte an die Glanz¬
zeit des Reiches und an den Zusammenbruch 1918, der in
der Hauptsache eine Folge der mangelnden ErnährungsbafiS
des deutschen Volkes gewesen sei . Die Erschreckende Passi¬
vität unserer Handelsbilanz sei vornehmlich auf diebedeutend
gesteigerte Lebensmitteleinfuhr zurückzuführen. Eine de»
Hauytsorgen unseres Volkes seien darum durchgreifende und
baldtge Massnahmen zur Steigerung der landwirtschaftlichen
Produktion . Als deren Voraussetzung bezeichnete der Red¬
ner eine grosszügige Melioration , für die leider seit der
Reichsgrünoung nur wenig getan wurde. Mit den Erfah¬
rungen des letzten Krieges habe diese Tätigkeit allerdings
etwas lebhafter eingesetzt . Es müsse aber noch ungeheuer
viel geschehen . Nach der Statistik sind in Deutschland noch
8X Millionen Hektar Kulturland entwässerungsbedürftig , 3
Millionen Hektar bedürfen der Bewässerung. Dazu sind
noch 2 Millionen Hektar Moore und IX Millionen Hektar
Ödland zu kultivieren . 8 Millionen Hektar, d. i . mehr als
ein Viertel des gesamteni landwirtschift ! ich genutzten Ge¬
ländes , benötigen der Flurbereinigung . Diese Kulturarbeiten
erfordern naturgemäss einen ungeheueren Arbeits - und Ko¬
stenaufwand , welch letzteren man mit 13X Milliarden be¬
rechnet hat . Der Redner ging dann auf die Mittel und
Wege zur Hebung der Landwirtschaft im einzelnen ein und
unterstrich dabei nachdrücklich die gewichtige Rolle der Kul¬
turtechnik im Wirtschaftsleben. Diesem Spezialgebiet müsse
endlich die gebührende Stellung an den Technischen Hoch-,
schulen zuteil werden. Mit Genugtuung sei festzustellen,
dass die badische Staatsregierung als erste Landesregierung
einen ordentlichen Lehrstuhl für Kulturtechnik an der Tech¬
nischen Hochschule Karlsruhe eingerichtet hat. Der einzige
Weg zur Rettung aus Not und Elend sei die Sicherstellung
der Ernährung des deutschen Volkes durch die eigene Lano -
wirtschaft . Mit einem hoffnungsvollen Ausblick in die Zu¬
kunft schoss Prof . Bachmann seine interessanten Ausführun¬
gen. — Die Versammlung sang darauf „Deutschland,
Deutschland über alles "

. Mit dem Niederländischen Dank¬
gebet und einem weiteren Orchestervortrag fand die Feien
ihren Abschluss .

Frommel -Gedrnffeier der evang. KirchengemeindeKarlsruhe ,
Am Abend des vergangenen Sonntags feierte die evangelisch«
Stadtgemeinde in der übervollen Stadtkirche das Gedächtnis
Emil Frommels , des Sohnes unserer Stadss der am 5. Januar
1828 in der Adlerstrahe geboren wurde. Schon die originelle
Programmkarte , die auf der «inen Seite das anziehend«
Künstler - und tieffromme Theologengesicht Frommels zeigte,
offenbarte es, wie Pfarrer Hindenlang die PersönlichkeitFrom -
mels allen Gemeindegliedern nahebringen wollte . Die Feier
wurde durch Johann Sebastian Bachs mächtiges l »-Dur -Prä -
ludium eingeleitet . Pfarrer Hindenlang vollbrachte in seiner
Gedächtnisrede das , was er an Emil Fromme! als sein Eigen¬
stes rühmte , die Verbindung des Künstlers und des Theologen.
Kein alltägliches Lebensbild war eS, das so vor uns erstand .
Der Gesang der bis zuletzt gespannt lauschenden Gemeinde
wogte durch die alte Kirche , in der Frommei einst ordiniert und
in sein Karlsruher Pfarramt eingeführt worden ist : „O starker
Fels und Lebenshort , lass doch dein himmlisch süsses Wort in
unfern Herzen brennen ! " Die gewalsige Fantasie über den
Choral „Lobe den Herren " für Orgel , Trompeten und Posau¬
nen von N. W. Gäbe, die die Feier beschloss , gab der festlich
gehobenen Stimmung den rechten Ausdruck .

Colosseum Karlsruhe . Die neue Revue, die augenblicklich im
Colosseum zur Aufführung gelangt, trägt nicht nur den Titel ,
sondern ist in der Tat „Das lebende Magazin ". Denn so wie
eines der bekannten vielgelesenen Modemagazine bald bei
diesem, bald bei jenem Thema antippt , und es in gefälligem
Plauderton als höchst aktuelle Sache erledigt, ebenso umschlieht
dieser bunte „Reigen der Schönheit, Liebe und Leidenschaft"

fast alle gegenwärtigen Probleme mit der nötigen Magazin -
Romantik . Natürlich nur soweit sie bühnenwirksam sind und
eine Behandlung durch leichte, dezente Hand vertragen . Oben¬
an steht der Tanz , und es wird ganz ausgezeichnet getanzt , so¬
wohl von dem Solopaar Helios und Longfield, wre von den
Magazin -Girls , die wirklich etwas können , und ausserdem sehr
hübsch aussehen . Die beste ist freilich Nwonne Molene , eine
mondäne Erscheinung, die zugleich in den beiden Hauptnum¬
mern des Programms „Haschisch" und „Delirium " raffinier¬
teste Darstellungskunst zeigt. Nicht so schnell vergisst man aber
auch, was Jenny Byrel und Mond Nielsen vorführen . Da¬
neben verfügt das Ensemble in Alf Bern, dem Groteskkomiker,
in Stefan Kaposi , einen beachtlichen Sänger , und in Harry
Forrester -Reumeyer , dem Conferencier des Abends , über einige
gute männliche Kräfte . Es ist für köstliche Unterhaltung dem¬
nach in jeder Beziehung gesorgt. Man hört auch vom Orchester,
das der Komponist der Revue, Theo A. Körner, selbst dirigiert ,
zuweilen sehr anmutige Weifen und orginelle Schlager .. Das
Auge findet seine Befriedigung an aparten Kostümen und farb -
frohen Dekorationen , und schliesslich kann man sogar im ver¬
bindenden Text , der von Em Tansig stammt, da und dort nette
Pointen entdecken . Ihrem ganzen Niveau nach , das offen¬
kundige Frivolitäten meidet und alles Obszöne ausschaltet , ge¬
hört die Revue zweifellos zum Besten , was bisher an feinerer
Kabarettkunst hier geboten wurde. Schon ihre ungewohnt kost¬
spielige äussere Aufmachung rechtfertigt zumindest und erfor¬
dert solch gebührende Hervorhebung. H . Sch.

Karlsruher Schwurgericht. Im Prozess Haag verneinte de«
ärztliche Sachverständige die Anwendung des 8 5t . Staats¬
anwalt Ullrich beantragte gegen den Vatermörder 12 Jahr «
Zuchthaus . Das Gericht erkannte auf eine Zuchthausstrafe
»on 11 Jahren , 3 Monaten, abzüglich 3 Monate Unter¬
suchungshaft und 5 Jahre Ehrverlust. — In der letzten Ver .
Handlung am heusigen Mittwoch hatte sich das 21jährige
Dienstmädchen Elsa Schuck aus Pforzheim wegen Meineids
zu verantworten . Ihr wurde zur Last gelegt, in einem
beim Amtsgericht Neckarsulm anhängigen Unterhaltsprozess
der Wahrheit zuwider beschworen zu haben, dass sie nur mit
einem bestimmten Beklagten intimen Verkehr gehabt habe .
Der Oberstaatsanwalt beanttagte gegen die geständige Ange¬
klagte IX Jahre Zuchthaus. Das Urteil lautete auf ein
Jahr Zuchthaus , abzüglich einen Monat und drei Woche »
Untersuchungshaft , sowie drei Jahre Ehrverlust und dauernd «
Eidesunsähigkeit .



Et « Prrffeprezeß . SJon Verlag uni» Redaktion des „VolkS-
freund " wurde gegen die in Karlsruhe erscheinende, der
Stahlt,elmorgamsation nahestehende „Basische Leitung " Klage
erhoben und Strafantrag gestellt wegen der Behauptung ,der ..BolkSfreund" werde von einem Herrn Jakob ^Soldfchmidtin Berlin finanziert .

Wettcrnachrichlendtenst der Badische » LanbeSwetterwarte .
Karlsruhe . Das gestern über der Nordsee lagernde Tief¬
druckgebiet hat sich durch Zufluß von Kaltlust auS Norden
aufgelöst. Es besteht jetzt von Schweden bis Mitteldeutsch¬land ein nach Süden gerichtetes Druckgefälle, so daß hier
Nordostwinde eingetreten stnd, die Kaltluft heransuhren .
Buch Südwestdeutschiand wird bald in den Bereich der Nord-
ostströnnmg. kommen. Eine neue tiefe Zyklone westlich Ir¬lands gewinnt vorderhand noch keinen Einfluß auf unsere
Witterung . WetteranSfichten für Donnerstag , 19. Januar :Kälter , Schwarzwald überall Frost und einzelne leichte
Schneefülle, später aufheiternd , nordöstliche Winde.

Hrurze Hacforicbten aus Laden
bld. Mannheim . 17. Jan . Gestern starb im Alter von 78

Jahren ein Führer der Mannheimer Industrie , DirektorBruno Dauziger . Der Verstorbene war der Gründer undMitinhaber der Firma Heinrich Stockheim, die im Jahre 1904in die Unionwerk« A.-G . umgewandelt wurde, in deren
Vorstand Danziger eintrat . Im Jahre 1924 kam die Fusionmit den Enzinger Werken, wobei Danziger in den Aussichts¬rat gewählt wurde, aber Vorstandsdelegierter blieb . Polit schzählte Danziger zur Demokratischen Partei , di« ihn vor dem
Krieg« als Landtagskandidaten aufstellten . Ferner gehörteer dem Direktorium des Verbandes südwestdeutscher Jndu -
i
trieller an . Dieser Verband verliert mit Danziger eineneiner Mitbegründer und sein Ehrenmitglied . Jahrelangwar Danziger auch im Vorstand des Metallindustriellenver -bandes . Stet ? war fein Wirken auf einen Ausgleich der

Gegensätze gerichtet.
bld. Ettliuge », 18. Jan . Die Arbeitszeit soll bei der Badische »vaum -iollspiunerei und Weberei Neurod und Frauenalb oon48 auf 40 Stunden pro Woche reduziert werden.
DZ . Baden -Baden» 18. Jan . Gestern abend wurde ausder Straße Baden-Baden—Bühlerhöhe der 30jährige Forst¬beamte Max Falk neben seinem Motorrad schwer verletztaufgefunden und starb während seiner Verbringung zumKrankenhaus . Wie der Mann zu Tode gekommen ist, ob

durch eigenen Unfall oder durch Zusammenstoß , ist noch nichtgeklart.
DZ . Rastatt , 17. Jan . Die Stadtverwaltung läßt gcgen-

wärtlg die LudwigSfeste uiederlegrn . Zur Erleichterung der
Abbrucharbeiten wurde gestern nachmittag mit Sprengungenbegonnen , die ohn Unfall verliefen . Die Sprengungen sol¬len in Pausen von 8—6 Tagen wiederholt werden.DZ . WtnterSdarf (Amt Rastatt ) , 17. Jan . Im 87 . Lebens¬jahre ist Altbürgermerster Franz Xaver Kanzler gestorben,der 81 Jahre lang ununterbrochen das Amt des Bürger¬meisters in unserer Gemeinde versah und auch mehrereJahre Mitglied des Bezirksrates war .

DZ . Bühl, 17 . Jan . Der « und ehemaliger 143er wird,wie schon früher berichtet, das Ehrenmal für die Gefallene «
S ineS Regiments , dessen Garnison früher Straßburg und

lutzig waren , auf den Höhenzügen des Schwarzwaldes beider Burg Windeck bei Bühl errichten . Von de« eingereichtenEntwürfen hat sich der Bund fixe den Entwurf der Architek¬ten Bub und Putzirer » Heidelberg, entschieden. DaS Denk¬mal wird in Kreuzform erstellt werden . ES hat eine Ge¬
samthöhe von 11 Meter und einen Durchmesser von 4,60 Me¬ter , so daß «S infolge seiner guten Plazierung auf einer vor¬gelagerten Höhe bei Bühl bis weit in die Rheinebene sichtbarsein wird . Die Enthüllung soll noch im Laufe dieses Jahre »,und zwar mit Rücksicht auf die große Teilnehmerzahl auSMittel - und Norddeutsckland. in den Ferienmonaten Augustoder September stattfinoen .

Böhrenbach, 17 . Jan . Am Sonntag fand zu Ehren des75jührige» Bestehens der Firma Heine & Sehn , hier, ( inburdi die Stadt veranlaßt «» Bankett statt, da» einen harmo¬nischen Verlauf nahm . Landrat Wöhrle dankte der Firmafür ihr der Arbeiterschaft bezeigtes Wohlwollen, das er .neut in einer Spende von 6000 Ml für die Armen der Ge.meinde zum Ausdruck kam, und übermittelte die Glück¬
wünsche der badischen Regierung . Aus kleinen Anfängenhatte sich die Firma zu einem große« Industrieunternehmendes Schwarzwaldes emporgearbeitet .

DZ . Konstanz 17. Jan . In diesem Jahre kann die Sie .phanSkirch « ihr Süvjährige» Jubiläum begehen, d. h. es find600 Jahre vergangen, seit die Kirche in ihrer jetzigen Ge¬
stalt errichtet wurde . Der Kirchturm wurde erst im Jahre1488/86 vollendet. Von dem älteren Bau der St . StephanS -
kirche, der zum zweiten Male im Anfang des 11 , Jahrhun¬derts , vielleicht auch schon im 10 . Jahrhundert aufgeführtwurde und nach alten Aufzeichnungen für die damalig « Zeitbedeutend gewesen sein muß, haben sich keine Spuren mehrerhalten . '

Dyndel und Wirtschaft
Berliner Devtkc« uotteru »ge»»

IS. Jan. ! 17 . Jan.
Mb » tief | Mb Brvs

Amsterdam 100 G. 169.14 169 .48 169 .13 169 .44
Kopenhagen 100 Kr. 112 .33 112 .55 ; 112 .31 112 .53
Italien . . 100 L- 22.185 22.225 ! 22.185 22.252London ' . I Pfd . 20.448 20.435 ! 20.443 20.483
Rewyork . 1 D. 4.1930 42010 j 4.1940 4.2020Pari » . 100 Fr . 16 .485 16.525 16.485 16.525
Schweiz . . 100 Fr . 80.775 80.935 80.80 80.96Wien 100 Schilling 59 .08 59.20 59 .09 59.21Prag . . 100 Kr. 12.428 12 .448 12.43 12.45

Suultcht A- .G . Mannheim . Auf Antrag der Verwaltunghat die Generalversammlung beschlossen, auch dieses Jahrkeine Dividende zu verteilen , sondern den Reingewinn vonüber 1 Million Reichsmark vorzutragen .

Der Verein „Karlsruher Börse" (e. B.) hielt am 11. Jan . 193gseine diesjährige Mitgliederversammlung ab. Der Börsen,Vorsitzende, Direktor Georg Knorz, führte aus » daß das ver¬
flossene Jahr für alle Angehörigen der an der Börse vertrete¬nen Geschäftszweige nicht leicht gewesen sei . Ja den erstenMonaten litten die Börsenfirmen unter der Fülle der Ge»
schäftsauffichten und Zahlungsschwierigkeiten. In der zweitenHälfte und insbesondere gegen Schluß de» Jahres erschwerte» '
die gewaltigen Preisrückgänge am Getreide - und Mehlmarktdas Geschäft und gestalteten den einen oder anderen Betrieb
verlustbringend . Sooann gedachte Direktor Knorz zweier da-
hingeschiedeuer höheren badischen Beamten , die sich um die
Entwicklung der Börse sehr verdient gemacht haben, nämlichdes LandeskommiffärS Geheimrat Gräser , der am 19. Novem¬ber 1927 starb, und des OberregierungSrats Carl Stehberser »der am 9. Januar d. I . verschied . Im Anschluß daran erfolgtedie Neuwahl für sechs ausgeschiedene Vorstandsmitglieder .

Bo « der dteSjShrigen Tabakernte . Im Badischen Oberlandund in der Pfalz hat eine TabakSgesellschaft ca. 15000 ,Zentner Tabak letzter Ernte zu 68—63 Ml gekauft. NachSchätzungen des Handels liegen noch ca. 15—20 000 Zentnerunverkauft bei den Pflanzern . Die Verwiegungen gehen
Sott vonstatten, so daß in etwa 14 Tagen die Hauptmengex 1927er Ernte in den BergärungSlagern sein dürfte .

Stsstssnzelger
Maul - und Klauenseuche

Nach Meldungen der Bezirkstterärzte waren am 18. Jan . 1928
verseucht:

Amtsbezirke : Bruchsal : Gemeinden : Bruchsal, Rheinsheim .Karlsruhe : Weingarten .
Mannheim : Seckenheim.
Pforzheim : Pforzheim , Riefern .Waldshut : Grießen .
Weinheim : Weinheim.

Badisches Statistisches LaubeSamt .

personeller Ueii
Ernennungen . Versetzungen . Zuruhesetzungen ustv

der plaamößige» B-amlen
AuS dem Bereich drS Ministeriums des Innern

Ernannt :
Verwaltungsinspektor Wilhelm Speck beim Bezirksamt Ett¬lingen zum Stellvertreter des Vorfitzenden des Versicherung-,amts Freiburg unter Versetzung zum Bezirksamt Freiburg . 1

Zuruhegesetzt ans Ansuchen :
Gendarmeriewachtmeister Jakob Fäßle in^RadÄfzell .

Ministerium der Finanzen
Versetzt;

Kanzleiassistentin Thekla Hellenbraich beim Finanzministe ,rium zur LandeShauptkaffe.
HI i' IliHiiillMiiili

Ausstellung
Farbe im Stadtbild

in der Bad . Landesgewerbehalle
Karl * Friedrich - Straße 17
vom 2 . bis 22 . Januar 1928

Besuchszeit : Wochentags von 10 bis 15 (Ihr und von 15 bis 13 Uhr
Sonntags von 11 bis 15 Uhr und von 15 bis 17 Uhr

Am 19Januar1928 , abends 8 Uhr, im kleinen Konzerthaussaal Karlsruhe
LICHTBILDERVORTRRQ
des Dr. Meier -Oberist , Hamburg, Geschäfts !Obrer des Bundes znr
Forderung der Farbe in Stadtbild Ober das Russtellungsthema -

Eintritt frei
h . n

Rechtsanwalt !
Günstiger Niederlassungsort , mit großem Hinterland ,kein Anwalt am Platze. Beschlagnahmfreie Wohnung ,parterre , sof . beziehbar, vorhanden , evtl. Kauf der ganzenVilla mit 10 Zimmern , Luftheizung usw.

und schönem Garten .
Beschleunigte Anfragen direkt an den Besitzer

2 . T . Vllittlich , Rhetnfelde « <Bd >, Am Oberrheinplatz.

JagdBerpachtung.
Die Gemeinde Reichental verpachtet im Wege öffent¬licher Versteigerung am Dienstag . de» 31 . Januard. I ., nachmittag» «« 1 Uhr. auf dem Rathausin Reichental das Jagdrecht auf ihrer Gemarkung aufweitere 6 Jahre . H .74Die Jagd umfaßt 1091 ha Wald und 246 ha Acker¬land und Wiesen.
Hierzu werden Liebhaber mit dem Anfügen geladen,daß als Bieter nur sillche Personen zugelassen werden,welche sich im Besitze eines Jagdpasses befinden, oderdurch ein schriftliches Zeugnis der zuständigen BehördeNachweisen , daß gegen die Erteilung eines Jagdpasseskeine Bedenken bestehen .
R e i ch e n t a I, den 14 . Januar 1928.

Der Gemeinderat :
Klumpp . Sieb , Ratschr.M .330 . ReckarbischosSheim .DaS Konkursverfahren über

daSBermögendesSchreiner -Meisters Jacob Moser inFlinsbach wird nach Ab¬
haltung des Schlußtermins
aufgehohen.
Neckarbischofsheim , 31. De-
Aember 1927 .

BobischeSAmtsgericht .

Freihöndiger 342
Bu-eNutzhotzvettaus.
Forstamt Herrenwirs in

Forbach (Baden ) Mittwoch ,den 1. Februar 1828: 660fm
Buchenabschnitteund 510km
Buchenschwellen. Losver-
zeichniffe und nähere Aus¬kunft durch das Forstamt .

Freihöndiger

Forstamt Benndorf Don¬
nerstag, de« 86. Januar 1988,
»onnittags 10 '/. Uhr, etwa3280 km. LoSverzeichniffe
durch das Forstamt . 333

Schichtholz- md
StangellverBgerung.
DaS Forstamt HerrenwieSin Forbach versteigert am

Mittwoch , den 88 . Januar1988, nachmittags 7,3 Uhr,im Hotel Friedrichshof in
Forbach : 100 Ster Buchrn-
scheiter und -Prügel ; 700
Ster Navrlscheiter und
-Prügel : 100 Ster Papier¬
holz ; 3850 Stück Baustan¬
gen ; 3030 Stück Hopfen¬
stangen und 700 Stück Reb-
ftecken. DaS Holz zeigtvor : Förster Dinger und
Merkelin HerrenwieS, Bau¬
knecht und Herzogin HundS-
bach und Forstwart Bitt¬
mann in EA»ersbronn .
LoSverzeichniffe durch das
Forstamt . M343

Freihöndiger 346
ForlenbnWlMkMs
Badische» Forstamt Stockacham Donnerstag, brn 2«. Ja -nuar b- I , rund 540 fm

Forlenstämme und -Ab¬schnitte( meist ! , und II . Kl.j,etwas Lärche« . Losver.

Sfevficfrerttngen dÜeräßtä

E &g&SG&ftWmwr/icöh 'ungsSan/t auf tiejfenßiti ^ kei^
jtiothaer £ e6ensbeericberwiasbenk auf tiegenfeitigkeitiGothaer &’unsportber/icbenrnpsbank Rkfien -tiefettfebaftl
Gothaer Mgemeine$ eeßcbevungs6ank Üktitn •tieföllfcfyefti

zeichniffe durch das Forst¬amt . Angebote bis abend»
6 Uhr an das Forstamt .

Da » Wasser» u . Straßen¬
bauamt Pforzheim vergibtim öffentlichen Wettbewerb
die Lieferung von bell.5800 chm Schotwr und
1400 cbm GruS aus Hart¬
gestein . Davon sind bell.
1600 cbm Walzschotter und
200 chm GruS bis zum1. April 1928 zu liefern.

Die Bedingungen liegen
auf unferm Geschäftszim-
mer Pforzheim , Schulberg¬
staffel 2, zur Einsicht auf ,wo auch Angebotsvordrucke
zum Preise von 25 $iu
erhAtlich sind . St .345
Eröffnungstermin : Diens¬

tag, den 84. Immer 1928,
vormittags 7,11 Uhr, auf
unserm Geschäftszimmer .
Zuschlagsfrist : 3 Wochen .

Pforzheim , 16. Jan . 1928.
VadsscheS « asser -

nud Straßenbauamt.
Karlsruhe. M .339
Güterrechtsregistereinträge .I . Zu Baud I , Seite 22:Peter», Georg , Kaufmann ,Karlsruhe , u . Earoline , geb .Haar . Vertrag dom88. Rov.1927 . Errungenschaftsge -

meinschast mit VorbehaltS-
gut der Frau . 11 . 1 . 1928.

2 . Seite 23 : Roth, Karl
Ludwig, Drogist , Karlsruhe ,und Martha geb . Volk - Ver¬
trag vom 5. Januar 1928.
Gütertrennung . 1 . 11 . 1928 .

3 .Seite24 : « nstl, Friedrich,
Elektromonteur,Knielingen ,und Frieda geb . Wollensack .
Vertrag vom 12. Dez- 1927 .
Gütertrennung . 14. 1 . 1928.4. Seite25 : Höfrr, Richard,
Chauffeur , Karlsruhe , und
Frieda , geb - Frank . Vertragvom 9 . Januar 1928. Er -
rungenschastSgemeinschaft
mitBorb

^ altsgutderFrau .
5. Seite 26 : Waukmöller ,Adolf, Kaufmann , Karls¬

ruhe , u Helene, geb. Jänsch .
Vertrag v . 10 . Januar 1928 .
Gütertrennung . 14. 1 . 1928 .
vadssche» Amtsgericht s . II .

Schopfheim . M 347
GüierrechtSregister - Ein¬

trag Band I . Seite 336 :
Reinbolb, Oskar Alfred,Bäckermeister in Schopf¬
heim, und Luise geb . Gens¬
hirt . Vertrag vom 7. Ja¬nuar 1928. Gütertrennung .

Schopfheim. 16. Jan : 1928 .
Babisthes Amtsgericht .

Donnerstag , 19 . Jan . 1928
*D 16 (DonnerStagmiete )

Th^Gem. 501—600

von Frehtag
In Szene gesetzt von

Felix Baumbach
Berg
Jda
Adelheid
Senden
Prof . Oldendorf
Conrad Bolz
Bellmaus
Kämpe
Körner

Schulze
Quaiser

Willer
Dahlen

Hier!
Kloeble
Müller
Leitgeb

Graf
BuchdruckerHenningPrüterMüller
Blumenberg
Schmock
Piepenbrink
Lotte
Berta
Kleinmichet
Fritz

Ostholt
Gemmecke

Brand
Herz

Genter
Silber

Schneider
Schmidt -Keßler

Justizrat Schwarz
v. d . Trenck

Tänzerin ErmarthKorb HöckerKarl KühneKellner Keinath
Gast Mehner
Anfang 19 '/, Ende nach22
I. Rang und I . Sperrsitz

5 Ä#
Fr - 20. Jan :

Dir Macht de» Schicksal«
Sa . 21 . Ja » . Zumerstenmal
Kilian oder : Di« gelb« Rose

WaldstraSe 16
Telephon 5599

Bis 1 . M ä r z
täglich

Die groBe
REVUE

Das
lebende
Magazin

Druck G . Braun , Karlsruhe
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